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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Energie
Energie

Jahresriickblick 2020: Energie

Trotz der alles Uberschattenden und die Regierung auf Trab haltenden Corona-
Pandemie kindigte der Bundesrat im Frihling an, eine umfassende Revision des
Energiegesetzes (EnG) in Angriff nehmen zu wollen und schickte die entsprechende
Vorlage im April in die Vernehmlassung. Diese Vorlage entpuppte sich als wohl
wichtigstes Geschéft in der Energiepolitik 2020. Mit der Anpassung des 2017 von der
Stimmbevélkerung in einem Referendum gutgeheissenen EnG will der Bundesrat die
bestehenden Fordermassnahmen verldngern und gleichzeitig wettbewerblicher
ausgestalten. Nebst beispielsweise einer Verlangerung der Investitionsbeitrage in die
Wasserkraft bis ins Jahr 2035 sollen verbindliche Ausbauziele fur die erneuerbaren
Energien ins Gesetz aufgenommen werden. Mit der Revision soll zu guter Letzt auch
eine  Verbesserung der Stromversorgungssicherheit erreicht werden. Die
Vernehmlassung fiel grundséatzlich positiv aus, zumal viele Teilnehmende die
Stossrichtung fur eine Verlangerung und Optimierung der Forderung erneuerbarer
Energien sowie fir den Erhalt der Stromversorgungssicherheit begrissten. Jedoch
monierte beispielsweise die Regierungskonferenz der Gebirgskantone (RKGK), dass die
Wasserkraft im Paket zu wenig stark bertcksichtigt werde, und der SVP stiess das
Revisionspaket grundsatzlich bitter auf, da sie eine Verlangerung der staatlichen
Forderfinanzierung ablehnte. Diverse Vernehmlassungsteilnehmende wiirden es zudem
als sinnvoll erachten, die zweite grosse Vorlage zur Offnung des Strommarktes
(StromVG) mit dieser Revision zusammen zu behandeln. Verschiedenste
parlamentarische Vorstésse nahmen Teile dieser geplanten Revision vorweg oder
verlangten einen Einbezug gewisser zusatzlicher Anliegen in ebendieser Revision. Bei
der Fotovoltaik beispielsweise zielten drei Vorstosse darauf ab, bei grossen Anlagen ein
wettbewerbliches Ausschreibemodell flr Investitionsbeitrdge einzufihren (Pa.lv.
19.493; Pa.lv. 18.481; Pa.lv. 20.401). Ein solches Modell sah auch der Vorentwurf
zuhanden der Vernehmlassenden vor. Ebenfalls zielten verschiedenste Vorstosse darauf
ab, Verfahren bei der Errichtung von erneuerbaren Anlagen zu vereinfachen und damit
den Ausbau dieser Energien anzukurbeln (Mo. 19.3755; Mo. 19.7258; Po. 19.3730). Eine
Beschleunigung des Ausbaus von erneuerbaren Energien wurde beispielsweise auch mit
einer noch nicht behandelten parlamentarischen Initiative (Pa.lv. 20.441) verlangt, die
bei der Interessenabwégung zwischen dem Ausbau von erneuerbaren Energien und
anderen nationalen Interessen Erstere als vorrangig erachten wollte. Die UREK-NR
wollte dem Problem von langwierigen Verzogerungen bei der Realisierung von
erneuerbaren Energieprojekten hingegen mit einer Gesamtplanung begegnen (Mo.
20.4268) und sistierte die parlamentarische Initiative. Mit dem
Forschungsforderinstrument SWEET und dem gesprochenen Kredit bis 2028 kann der
Bundesrat zudem die wissenschaftlichen Untersuchungen zu erneuerbaren Energien
auch kunftig finanziell unterstitzen, nachdem beide Rate dem Paket zugestimmt
hatten.

Nebst der vorgesehenen Anderung des Energiegesetzes erhielt auch das Thema der
Investitionskontrollen weiterhin einen hohen Stellenwert. So forderten zwei
parlamentarische Vorstésse (Pa.lv. 16.498; Mo. 20.3461) eine Einschrénkung des
Verkaufs wichtiger Infrastrukturen der Schweiz an ausléndische Unternehmen. Damit
soll ein Kontrollverlust Uber sogenannte «kritische Infrastrukturen» der Schweiz
verhindert werden. Der Nationalrat verlangerte im Sommer die Behandlungsfrist der
genannten parlamentarischen |Initiative und wies im Dezember die inhaltlich
umfassendere Motion an seine UREK zurlck mit der Bitte, das Anliegen doch im
Rahmen der weiter fortgeschrittenen parlamentarischen Initiative zu behandeln, zumal
diese in der Zwischenzeit gemass dem allgemeinen Tenor als der bessere Weg
angesehen werde.

Im Bereich der Kernenergie geschah im Vergleich zu anderen Jahren recht wenig.
GegenUlber dem Vorjahr reduzierte sich die gemessene Zeitungsberichterstattung zur
Atompolitik beispielsweise um Uber zwei Drittel. Nebst den beginnenden
Rickbauarbeiten des AKW Mihleberg erlangte die definitive Abschaltung des stark in
Kritik gestandenen elséssischen AKW Fessenheim nahe der Stadt Basel eine gewisse
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mediale Aufmerksamkeit. Des Weiteren wurde in der Presse im Berichtsjahr Uber die
Sicherheit von Atomkraftwerken und die Aufrechterhaltung des Betriebs wahrend der
Corona-Pandemie berichtet. Der Rickgang der medialen Berichterstattung Uber
Atomenergiefragen setzte mit dem Beginn der Pandemie ein und die diesem Bereich
zukommende Aufmerksamkeit verharrte das ganze Jahr Uber auf bescheidenem
Niveau.

Bei der Wasserkraft sollten mittels einer Motion (Mo. 20.3407) finanzielle
Auffangmechanismen gegen Tiefpreisphasen geschaffen werden. Der Bundesrat
empfahl die Motion zur Ablehnung, versprach aber, die Forderung nach einer
Verbesserung der Investitionssicherheit im Rahmen der genannten Revision des EnG
eingehend zu prifen. Dies animierte den Sténderat dazu, die Motion mittels
Ordnungsantrag an die zustandige UREK-SR zurlckzuweisen. Die Kommission solle das
komplexe Geschaft genauer unter die Lupe nehmen und zu einem spateren Zeitpunkt
mit der bundesratlichen Botschaft zur Revision des EnG abgleichen. Diskussionsbedarf
gab zudem auch weiterhin die Frage nach der Okologischen Aufwertung bei der
Erneuerung von Konzessionen bestehender Wasserkraftanlagen. Wahrend das
Parlament noch im Jahr 2019 eine Anpassung zugunsten der Wasserkraftbetreiber
gutgeheissen hatte, ruderte die UREK-NR 2020 zurtck wund verlangte eine
Neuausrichtung des Pendels zwischen den Interessen der Wasserkraft und des
Umweltschutzes zugunsten des Letzteren (Pa. Iv. 20.434). Konkret sollen bei
Konzessionserneuerungen von bestehenden Wasserkraftanlagen Massnahmen flr die
Okologische Aufwertung durch die zustdndigen Behoérden verfugt werden kénnen. Die
Schwesterkommission des Nationalrates zeigte im August jedoch vorerst wenig
Verstandnis fir das Anliegen. Zu reden gab bezogen auf eine éhnliche Frage auch ein
Projekt fur die Errichtung einer neuen Staumauer beim Triftgletscher (BE). Kurz bevor
das Berner Kantonsparlament wohl die Konzession erteilt hatte - wie der «Bund»
mutmasste -, vertagte das Bundesgericht das Vorhaben: In einem Interessenkonflikt
zwischen Naturschutz und dem Ausbau von erneuerbaren Energien wiesen die
Richterinnen und Richter in Lausanne ein Projekt zur Erhéhung der bestehenden
Grimselstaumauer (BE) und indirekt auch jenes beim Triftgletscher zurlck an den
Berner Regierungsrat. Die entsprechenden Bauvorhaben mussten im Rahmen des
kantonalen Richtplans einer Interessenabwagung unterzogen werden, war dem
Entscheid im November zu entnehmen. Auch hier tauchte demnach die altbekannte
Frage der Ausrichtung des Pendels zwischen Nutzungs- und Umweltinteressen auf.

Nebst Fragen rund um die Wasserkraft sorgte im Bereich der fossilen Energietrager ein
spektakularer Einbruch der Erdélpreise wahrend der ersten Corona-Welle international
fur Aufsehen und liess auch die Preise an Schweizer Zapfsaulen purzeln. Diskutiert
wurde ferner die Erstellung eines Netzes von Wasserstofftankstellen. Ein
privatwirtschaftlicher =~ Zusammenschluss von  Tankstellenbetreiberfirmen  und
Transportunternenmen wollte damit die «Huhn und Ei Frage» durchbrechen, in der
Hoffnung, dass durch den Aufbau von Infrastrukturen auch erste Fahrzeuge auf den
Schweizer Strassen mit dem neuen Treibstoff rollen werden.

Zusammenfassend lasst sich festhalten, dass Energiefragen im Jahr 2020 eine sehr
schwache mediale Aufmerksamkeit erzielten: Die gemessene mediale Berichterstattung
hatte sich gegentber dem Vorjahr mehr als halbiert, was sich mit dem Fokus auf die nur
schwach mit Energiefragen in direktem Zusammenhang stehende Corona-Pandemie
erklaren lassen durfte. Mit der Ankindigung der Revision des EnG kam aber dennoch
ein zentrales Projekt ins Rollen, das auch in den Folgejahren noch viel zu reden geben
durfte. '

Jahresriickblick 2021: Energie

Die Schweizer Energiepolitik im Jahr 2021 war zum einen gepréagt von zwei grossen
Geschaften - eines zur |langerfristigen Forderung und zum Umbau der
Energieversorgung und eines zu zwischenzeitlichen Ubergangsldsungen, um kurzfristig
das Auslaufen bestehender Energieférdermassnahmen zu verhindern. Zum anderen
stand in den Medien in erster Linie die Frage im Fokus, wie die Schweiz kinftig -
insbesondere auch ohne Stromabkommen mit der EU - eine Strommangellage wahrend
den Wintermonaten verhindern kann. Insgesamt interessierte sich die Presse im Jahr
2021 geméss der APS-Zeitungsanalyse 2021 &hnlich stark fir Energiepolitik wie in den
Jahren 2018 und 2019 - einzig im Vorjahr hatte es Corona-bedingt einen deutlichen
Einbruch in der Berichterstattung zu Energiefragen gegeben (vgl. Abbildung 2 der APS-
Zeitungsanalyse 2021im Anhang).

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.22



Ein wichtiges Ereignis, das den Schweizer Energiemarkt im Jahr 2021 durchschuttelte,
war der Abbruch der Verhandlungen Uber ein Rahmenabkommen mit der EU. Diese
Absage an Brussel vonseiten des Bundesrates Ende Mai hatte direkt zur Folge, dass das
sektorielle Abkommen im Strombereich ebenfalls vorldufig auf Eis gelegt wurde. Von
einem bilateralen Stromabkommen erhofften sich beide Seiten eine verbesserte
Zusammenarbeit im internationalen Stromhandel und eine Verbesserung der
Stromversorgungssicherheit. Vornehmlich in den Medien wurde darUber diskutiert, wie
die Schweiz ohne Abkommen mit der EU die Stromversorgung sicherstellen kann. Das
Ausmass dieser Diskussionen verdeutlichte auch die APS-Zeitungsanalyse 2021, die im
Sommer einen deutlichen Anstieg der medialen Berichterstattung Uber Energiefragen
feststellte (vgl. Abbildung 1 der APS-Zeitungsanalyse 2021im Anhang).

Einen Coup bei der Frage nach der Stromversorgungssicherheit landete Bundesrat Guy
Parmelin im Herbst mit einer Videobotschaft an Vertreterinnen und Vertreter der
Wirtschaft. Im Video warnte der Wirtschaftsminister davor, dass die Schweiz schon in
wenigen Jahren mit einer Strommangellage rechnen miusse. So wirden
Stromlieferungen aus der EU in die Schweiz ab 2025 zurtickgehen, da die Union ab dann
vorschreibt, dass 70 Prozent des grenzliberschreitenden Stromhandels innerhalb des
EU-Strombinnenmarktes - dem die Schweiz ohne Stromabkommen nicht angehort -
stattfinden muss. Guy Parmelin forderte die Schweizer Unternehmen deshalb auf, sich
Konzepte zur kurzfristigen Reduktion von stromintensiven Produktionen zu Uberlegen,
um einen Zusammenbruch des Stromnetzes zu verhindern. Die Frage einer allfélligen
Stromknappheit war zwar nicht neu, dennoch griffen die Medien dieses Thema erneut
stark auf - wie auch ein Blick auf die APS-Zeitungsanalyse verdeutlicht - und
spekulierten, ob allenfalls in wenigen Jahren schon einzelne Trams und Zlge im Winter
nicht mehr wirden fahren kénnen, sollte die Nachfrage das Angebot an Strom in der
Schweiz Ubersteigen. Die warnenden Worte vor einer Strommangellage veranlassten
Skeptikerinnen und Skeptiker der Energiewende gar dazu, die Energiestrategie 2050 fur
gescheitert zu erkléaren. Zudem kursierten verschiedenste Ideen, wie der heiklen Lage
begegnet werden sollte. Wahrend beispielsweise die EICom erneut die Idee von
Gaskombikraftwerken in die Debatte einbrachte, die bei Strommangellagen kurzfristig
einspringen und die notige Strommenge ins Netz einspeisen konnten, stellten
insbesondere Vertreterinnen und Vertreter der SVP die Forderung nach einem Neubau
oder zumindest dem langfristigen Weiterbetrieb der Schweizer AKWs in den Raum.

Energieministerin Simonetta Sommaruga hatte dem Parlament bereits im Sommer die
Botschaft flir das Bundesgesetz iiber eine sichere Stromversorgung mit erneuerbaren
Energien vorgelegt und gab damit den Fahrplan und den Ldsungsansatz des
Bundesrates fur den Stromsektor bekannt. Nach Ansinnen der Energieministerin soll
der Ausbau von erneuerbaren Energien - und damit die inlandischen Kapazitaten -
stark geférdert und gleichzeitig eine Stromreserve fir den Winter geschaffen werden,
damit die Schweiz ihre Stromversorgung zuklnftig verstarkt eigenstéandig gewahrleisten
kann. Gleichzeitig wollte die Energieministerin eine seit Jahren im Raum stehende
Forderung nach einer vollstdndigen Liberalisierung des Schweizer Strommarktes in das
Gesetzespaket aufnehmen. Dieses System ist in der EU seit Jahren Realitat und bildet
unter anderem eine Voraussetzung vonseiten der Union flUr den Abschluss eines
sektoriellen Stromabkommens mit der Schweiz.

Obwohl das Parlament die Plane der Energieministerin zur Kenntnis ggnommen hatte,
wollte es im Hinblick auf die lange Planungszeit kein Risiko eingehen und bereits eine
Ubergangsldsung schaffen, um Ende 2022 ein Auslaufen einiger im ersten Energiepaket
der Energiestrategie 2050 festgelegten Energieférderungsmassnahmen zu verhindern.
Im Rahmen einer parlamentarischen Initiative stellte das Parlament deshalb in der
Herbstsession im Eiltempo bereits Weichen flr die zuklnftige Energiepolitik, obwohl
die Vorlage urspriinglich nur als Ubergangslésung angedacht gewesen war. Demnach soll
fur Sonnen-, Wind-, Geothermie- und Wasserkraftanlagen eine Férderung mittels
Investitionsbeitragen von bis zu 60 Prozent der Kosten eingefliihrt werden, wodurch die
bisher vorherrschende Praxis von Einspeisevergitungen durch Einmalverglitungen
ersetzt wird. Zudem verlangerte das Parlament die Marktpramie bei bestehenden
Grosswasserkraftanlagen sowie den maximalen Wasserzins bis Ende 2030.

In verschiedenen kleineren Geschéften machte das eidgendssische Parlament zudem
Schritte in Richtung einer Verbesserung der Rahmenbedingungen fiir den Ausbau der
erneuerbaren Energien. Vor allem der Nationalrat setzte Zeichen fir einen Wandel in
der Energiepolitik, indem er beispielsweise als Erstrat stillschweigend ein vereinfachtes
Verfahren bei der Erstellung von Fotovoltaikanlagen in Industriegebieten beflirwortete
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oder den Ausbau der Fotovoltaik auf den Déchern von Immobilien des Bundes
vorantreiben wollte. Ein angenommenes Postulat soll zudem das Potenzial von
Fotovoltaikanlagen auf Gebauden der Schweizer Armee eruieren. Stillschweigend
passierte auch eine steuerpolitische Regelung die beiden Réte, sodass nachtrégliche,
energetisch sinnvolle Investitionen bei Neubauten zukinftig schon nach wenigen
Jahren steuerlich abzugsfahig werden. Gleichzeitig wollte der Nationalrat sicherstellen,
dass die bestehenden Stromnetze moglichst effizient genutzt werden und teure
Kapazitatsausbauten aufgrund dezentraler, erneuerbarer Energieproduktionsstatten
verhindert werden, indem mit flexibleren Preisen die Nutzung besser geglattet werden
kann.

An ein heisses Eisen wagte sich schliesslich die UREK-NR im August 2021: Sie
beflrwortete eine  parlamentarische Initiative, mit der die nationalen
Nutzungsinteressen bei einem Projekt zum Ausbau der erneuerbaren Energien
zukinftig gegenlber anderen Interessen, wie beispielsweise dem Schutz der Umwelt,
als vorrangig erachtet werden sollen. Diese Frage hatte bereits in verschiedensten
Beratungen zu hitzigen Diskussionen gefuhrt - die parlamentarische Beratung zur
Initiative stand bis Ende 2021 jedoch noch aus. In eine ahnliche Richtung zielte eine
Motion, welche den Prozess der Interessenabwagung zeitlich verkirzen mochte, damit
der Ausbau der erneuerbaren Energien von nationalem Interesse rascher vonstatten
geht - dieses Anliegen hiess der Nationalrat gut. ?

Kernenergie

Conformément a une requéte expresse du Conseil fédéral formulée en 1992, les Forces
motrices bernoises (FMB) ont présenté fin mars un premier rapport intermédiaire sur
les alternatives possibles a I'exploitation de I'énergie atomique sur le site de Mihleberg
(BE). Dans ce document, les FMB se sont principalement attachées a étudier dans
quelle mesure la conversion de la centrale nucléaire en centrale au gaz naturel est
réalisable. Elles sont arrivées a la conclusion que la production de CO2 engendrée par
une telle installation s'éléverait a 540'000 tonnes par année, ce qui irait a I'encontre
des engagements pris par le gouvernement au niveau national et lors de la Conférence
des Nations Unies sur I'environnement et le développement qui s'est déroulée a Rio de
Janeiro en 1992. Dans un second rapport se concentrant cette fois-ci sur les énergies
renouvelables, les FMB ont estimé que celles-ci ne parviendraient & combler qu'entre 3
a 10% du déficit d'électricité (-1,5 milliard de kilowattheures) engendré par I'abandon
du nucléaire. ®

Erdol und Erdgas

Conformément a ce qui avait été annoncé en 1996, I'OFEN a publié en début d'année
un rapport sur I'ouverture du marché suisse du gaz a la concurrence. Etabli par un
groupe de travail placé sous la direction de Jean Cattin, ce document recommande a
I'industrie gaziére de se préparer d'ores et déja a la libéralisation de ce secteur, ceci
afin d'étre en mesure d'emboiter le pas a I'Union européenne, alors en tractations au
sujet de la libéralisation de son propre marché du gaz. Parmi les différentes mesures
préconisées, les auteurs du rapport souhaitent que les gros consommateurs puissent
choisir leur fournisseur, ce qui présuppose que l'acces aux réseaux de distribution soit
accordé & des tiers (Third Party Access). De l'avis du groupe de travail, un
désengagement de I'Etat dans le secteur gazier est par ailleurs nécessaire: Ainsi, la
privatisation de l'industrie du gaz, encore largement en mains publiques, a été
recommandée, de méme que la suppression de tout impdt masqué dans les tarifs et
des éventuelles subventions croisées. Bien que se rapportant a un secteur moins
conflictuel que celui de ['électricité, les propositions émises dans ce rapport ont
suscité des réactions mitigées au sein des milieux du gaz: Si I'Association suisse de
I'industrie gaziére (ASIG) a qualifié le document de bonne base de discussion, certains
transporteurs de gaz - au bénéfice de monopoles régionaux - n'ont pas manqué de
rejeter les conclusions du groupe de travail. En revanche, le Vorort a salué I'ensemble
des mesures retenues par le groupe Cattin du fait que celles-ci sont virtuellement
porteuses d'une diminution des tarifs pratiqués en Suisse. Suite a I'accord passé en fin
d'année entre les membres de I'UE sur une ouverture minimale de 20% du marché
européen du gaz, cette problématique devrait connaitre de rapides développements en
Suisse durant les mois a venir. *
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Im Juni 2017 legte der Bundesrat in Erfullung des Postulats Bourgeois dem Parlament
den Bericht betreffend die Mo&glichkeiten zur Verringerung der Abhéngigkeit von
fossilen Brennstoffen in der Landwirtschaft vor. Im Bericht bezeichnete der Bundesrat
die Schweizer Landwirtschaft als stark abhangig von fossilen Energietragern. Zwar sei
die Versorgungssituation - dank guten Handelsbeziehungen und Pflichtlagerhaltung -
derzeit relativ sicher, jedoch steige weltweit der Hunger nach Energie und mit einer
Senkung des Verbrauchs an nicht erneuerbaren Energien kénne auch ein Beitrag
seitens der Landwirtschaft an die Energiestrategie 2050 geleistet werden. Das grosste
Potential zur Verringerung der Abhéngigkeit sah der Bundesrat bei den fossilen Treib-
und Brennstoffen sowie bei Importfuttermitteln und Mineraldingern. Diese sollten
entweder durch erneuerbare Energien substituiert werden oder ihr Verbrauch sollte
mit Hilfe von neuen energieminimierenden Produktionsmethoden gesenkt werden. °

1) APS-Zeitungsanalyse 2020 - Energie

2) APS-Zeitungsanalyse 2021 - Energie

3) Presse des 30.3 et 19.11.94.

4) Presse des 26.2, 27.2, 27.5 et 9.12.97; NQ, 3.6 et 13.6.97; SHZ, 5.6.97.
5) Bericht Bundesrat vom 21.6.17

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.22



